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Ausgabe 02 / 2017 

LUFTFAHRT 

Köln/Bonn: Allzeithoch bei Luftfracht 

Der Flughafen Köln/Bonn hat im vergangenen Jahr 786.000 Tonnen Waren und Güter umgeschlagen 
und damit ein neues Niveau erreicht. 

Vier Prozent mehr als im Vorjahr haben die Köln/Bonner 
umgeschlagen Foto: Picture Alliance/Flughafen Köln Bonn 

Köln/Bonn. Die Luftfracht erreichte am 
Flughafen Köln/Bonn ein Allzeithoch. Wie der 
Flughafen mitteilte, wurden im Jahr 2016 rund 
786.000 Tonnen Waren und Güter 
umgeschlagen. Das waren vier Prozent mehr 
als im Jahr 2015. Ă2016 war ein 
hervorragendes Jahr für uns. Köln/Bonn war 
der wachstumsstärkste der großen deutschen 
Flughäfen und hat bei Passagier- und 
Frachtzahlen ein neues Niveau erreicht. Dieses 

wollen wir haltenñ, sagt Flughafenchef Michael Garvens. Mit 11,9 Passagieren im Jahr 2016 
verzeichnete der Airport 2016 sogar einen Zuwachs von 15 Prozent gegenüber dem Vorjahr. (ks) 

Flughafen München erzielt 2016 Rekordergebnis 

Der Airport hat den Luftfrachtumschlag im Vorjahresvergleich trotz Streikausfällen um mehr als fünf 
Prozent gesteigert. 
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Nicht nur im Passagiergeschäft hat der Flughafen 
München im Jahr 2016 ein Rekordergebnis erzielt, 
sondern auch im Frachtbereich Foto: Picture 
Alliance/Joker/Erich Häfele 

München. Der Münchner Flughafen wächst 
weiter stark. Trotz mehrerer Streiks stieg der 
Umschlag von Luftfracht und Luftpost im Jahr 
2016 gegenüber dem Jahr 2015 um 5,2 
Prozent auf 353.650 Tonnen. Das sei ein 
Rekordergebnis, teilte der Flughafenbetreiber 
am Mittwoch mit. Beim reinen 
Luftfrachtumschlag (also ohne Luftpost) 
stehen insgesamt über 334.497 Tonnen zu 
Buche, was im Vorjahresvergleich ein Plus von 5,4 Prozent bedeutet. Ohne die streikbedingten 
Ausfälle im vergangenen Jahr wäre der Zuwachs an Starts und Landungen mit 4,6 Prozent sogar 
noch deutlich hºher ausgefallen. ĂNach den bisher vorliegenden Anmeldungen der Airlines erwarten 
wir f¿r 2017 abermals ein Plus von vier Prozent bei den Flugbewegungenñ, erklärte der Vorsitzende 
der Geschäftsführung des Flughafen Münchens, Michael Kerkloh, am Mittwoch. (ag) 

Fraport 2016 mit höherem Cargo-Aufkommen 

Der Flughafen Frankfurt verzeichnete 2016 ein 
deutliches Wachstum beim Cargo-Volumen. 
Dezember stärkster Monat. 
 
Der Flughafen Frankfurt verzeichent ein wachstumsreiches 
Jahr 2016 Foto: Picture Alliance/dpa/Stefan Rebscher 

Frankfurt. Das Cargo-Aufkommen am 
Frankfurter Flughafen hat 2016 um 1,8 Prozent 
auf etwa 2,15 Millionen Tonnen zugelegt. Das 
teilte die Fraport AG am Freitag mit. Das lange 
gebeutelte Cargo-Geschäft legte dank des 
Schlussspurts auch im Gesamtjahr zu. Der 

Dezember war demnach beim Frachtvolumen besonders stark mit einem Wachstum auf 188.635 
Tonnen. Im letzten Monat des Jahres 2016 wuchs die Post- und Luftfrachtmenge so insgesamt um 8,2 
Prozent. Gründe hierfür seien der anziehende Welthandel, eine vom schwachen Euro stimulierte 
Exportnachfrage in der Euro-Zone und das weiterhin starke Wachstum der deutschen Wirtschaft. 
Während die Summe der Höchststartgewichte auf Jahressicht um 0,4 Prozent auf ein neues 
Rekordniveau von rund 29,7 Millionen Tonnen anstieg, gingen die Flugbewegungen jedoch um 1,1 
Prozent auf 462.885 zurück. Bereinigt um die Effekte aus streik- und witterungsbedingten Ausfällen 
hätte der Rückgang laut Fraport lediglich minus 0,3 Prozent betragen. 

Passagierzahlen leicht gesunken. Mit 60.792.308 Fluggästen überschritt der Flughafen Frankfurt im 
Jahr 2016 zudem erneut die 60-Millionen-Schwelle und lag in etwa auf dem Niveau des Vorjahres 
(minus 0,4 Prozent). Damit fiel das Minus aber geringer aus als noch zuletzt erwartet. Nachdem die 
Passagierzahlen im Dezember wieder um 3,9 Prozent auf ein Rekordniveau zulegten, rechnet 
Fraport-Chef Stefan Schulte für 2017 mit einer Rückkehr auf den Wachstumspfad. Ohne die streik- 
und witterungsbedingten Flugausfälle wäre das Passagiereinkommen auch 2016 wohl um 0,4 Prozent 
gewachsen, schätzt der M-Dax-Konzern. (dpa/jt) 

Fliegen ohne Piloten rückt näher  

Erst kamen selbstfahrende Autos - bald auch selbstfliegende Flugzeuge? Airbus-Chef Tom Enders 
glaubt an das autonome Flugzeug, auch wenn es noch viele Jahre dauern wird. 
 
Airbus-Chef Tom Enders glaubt an Flugzeuge ohne Piloten Foto: Picture Alliance/Jan Haas 
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München. Nach selbstfahrenden Autos wird 
aus Sicht von Airbus-Chef Tom Enders auch 
das Fliegen in der Zukunft automatisiert werden 
können. Die Zahl der Unfälle in der Luftfahrt 
sinke stetig, schon heute sei Fliegen sehr 
sicher. Ă90 Prozent der Fehler bei Flugunfªllen 
gingen auf menschliches Versagen zurückò, 
sagte Enders am Montag auf der 
Internetkonferenz DLD in München. Technisch 
sei autonomes Fliegen einfacher umzusetzen 
als automatisiertes Fahren - auch wenn 
vermutlich die Entwicklung dort schneller gehen 
werde. Allerdings müsse den Menschen 

gezeigt werden, dass Fliegen ohne Piloten noch sicherer sei, betonte Enders - und fügte scherzend 
hinzu, die Akzeptanz von automatisierten Flugzeugen könnte auch angesichts der häufigen 
Pilotenstreiks Ăgerade hierzulandeò steigen. Insgesamt seien viele neue Formen von Luftfahrt möglich. 
ĂWenn wir ¿ber neue Mobilitªt in der Luft reden, dann muss die sauber seinò, sagte Enders. Airbus 
arbeitet - wie andere auch - an kleinen elektrischen Fluggeräten für die Stadt. Ein Vorteil sei dabei, 
dass dafür keine teure Infrastruktur wie Straßen nötig sei. Der Entwickler des Elektroflugzeugs Solar 
Impulse, Bertrand Piccard, sagte, es gehe nicht darum, heutige Flugzeuge mit anderen Antrieben 
auszustatten. ĂWir m¿ssen das komplett neu denkenò, sagte Piccard. Lufthansa-Chef Carsten Spohr 
glaubt nicht, dass die Digitalisierung die Luftfahrt so grundsätzlich und schnell verändern wird wie 
andere Branchen. Es gehöre sehr viel dazu, Alternativen zu einem Massentransportmittel zu 
entwickeln wie es die Fliegerei heute sei. ĂDie Computer in unseren Flugzeugen sind 20 Jahre alt - 
aber sie funktionieren. Mein iPhone ist zwei Wochen alt, aber es arbeitet nicht mit der Verlässlichkeit, 
mit der mein Flugzeug funktionieren soll.ò In der Fliegerei gehe es darum, Systeme zu entwickeln und 
einzusetzen, die ständig fehlerfrei arbeiteten. Für die Passagiere seien die Piloten - auch wenn sie 
eher als die Maschine Fehler machen - derzeit noch unverzichtbar. Er glaube nicht, dass Menschen 
bald in eine selbstfliegende Maschine steigen werden, die über den Atlantik fliegt. In dieser Hinsicht 
werde die Fliegerei noch lange konservativ sein. Zudem sei das Kerngeschäft - das Fliegen von A 
nach B - sei für sich genommen für digitale Unternehmen nicht besonders reizvoll. Ganz anders sehe 
das aber bei den Geschäften aus, die sich dank der Digitalisierung um das Fliegen herum entwickeln. 
(dpa) 

BER-Eröffnung erneut verschoben 

Nun ist es offiziell, was sich schon länger andeutete: Mit dem neuen Hauptstadtflughafen wird es auch 
2017 nichts. 
 
Kein Flugbetrieb am Hauptstadtflughafen - auch 2017 nicht Foto: Picture Alliance/dpa/Ralf Hirschberger 

Berlin. Die Eröffnung des neuen 
Hauptstadtflughafens wird erneut verschoben. 
Das teilte der Vorsitzende der Flughafen Berlin 
Brandenburg GmbH, Karsten Mühlenfeld, am 
Samstag mit. ĂNach den neuen Erkenntnissen, 
über die ich Ende vergangener Woche 
Vertreter der Anteilseigner informiert habe, ist 
das damit verbundene Risiko für eine Eröffnung 
des BER in diesem Jahr zu hochò, erklªrte 
Mühlenfeld. Zuvor hatte Berlins Regierender 
Bürgermeister Michael Müller (SPD), der seit 
etwa eineinhalb Jahren auch Chef des BER-
Aufsichtsrates ist, auf einer Klausurtagung der 
Berliner SPD-Fraktion in Erfurt erklªrt: ĂAn dieser Stelle sind wir an einem Punkt, wo wir sagen 
müssen, 2017 kann nicht mehr funktionieren mit der Erºffnung.ò Laut Flughafenchef M¿hlenfeld sollen 
die daraus folgenden Folgen nun in der nächsten Aufsichtsratssitzung besprochen werden. Diese ist 
für den 7. Februar geplant. Müller sieht dabei die Geschäftsführung in der Pflicht, die Konsequenzen 
darzulegen, die sich aus den jüngst bekanntgewordenen Problemen mit 1200 Türen ergeben. Zudem 
sei eine Runde mit beteiligten Firmen im Roten Rathaus geplant, mit denen die Zusammenarbeit 
çwieder nicht funktioniertè habe. ĂWir werden in den nªchsten zwei Wochen größere Sicherheit 
haben, wo wir stehen.ò 
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Verzögerung deutete sich schon länger an. Die neuerliche Verzögerung hatte sich schon länger 
angedeutet. Offiziell hielt der Flughafen zuletzt noch an dem Zeitplan für die Eröffnung 2017 fest. Zum 
Jahreswechsel hatte das Unternehmen angekündigt, sich noch im Januar dazu zu äußern. Nach 
Informationen der Deutschen Presse-Agentur müssen im BER viele Türen neu verkabelt werden. 
Denn wenn sie im Brandfall nicht ordnungsgemäß schließen, ist eine planmäßige Entrauchung nicht 
möglich. Zudem gibt es möglicherweise noch Umbaubedarf an der Sprinkleranlage. Müssen dort 
Rohre ausgetauscht werden, hätte das langwierige Arbeiten in den Deckenhohlräumen über den 
Terminalgängen zur Folge. BER-Gesellschafter sind der Bund sowie die Länder Berlin und 
Brandenburg. (dpa) 

SCHIFFFAHRT 

Die deutsche Schifffahrt steht vor Schicksalsjahr 

Die hartnäckige Krise in der Schifffahrt spitzt sich nochmals zu. Deutsche Reedereien wollen 
durchhalten, nicht alle werden es schaffen. 
 
Die deutsche Handelsflotte schrumpft Foto: Picture 
Alliance/dpa/Christian Charisius 

Hamburg. Eigentlich dachten die deutschen 
Reeder und die Schiffsbanken, es könne nicht 
mehr schlimmer kommen. Und doch hat sich 
die Krise der Schifffahrt, die ins neunte Jahr 
geht, nochmals verschärft. Der Boden ist wohl 
endgültig erreicht. Viele Schiffe fahren quasi 
gratis, sie erwirtschaften ihre Betriebskosten 
nicht. Die Banken bekommen keine Zinsen und 
keine Tilgung für Kredite, die sie vor vielen 
Jahren vergeben haben. Es werden Schiffe 
abgewrackt, die noch nicht einmal zehn Jahre alt sind. Und gebrauchte Schiffe sind nicht viel mehr 
wert als ihr Schrottgewicht. 

Historischer Tiefpunkt. Bertram Rickmers stammt aus uraltem hanseatischen Reeder-Adel, und sein 
Blick reicht weit zur¿ck. ĂEine Krise wie diese gab es in der Schifffahrt zuletzt nach dem deutsch-
franzºsischen Krieg 1870/71ñ, sagt er. ĂNicht nach dem Ersten und nicht nach dem Zweiten 
Weltkrieg.ñ Sondern eben vor 145 Jahren. Und heute wieder. Die Hamburger Rickmers-Gruppe ist ein 
maritimer Dienstleister, der unter anderem Schiffe an die großen Linienreedereien verchartert und sie 
bereedert. Rickmers oder seinen Anlegern gehören die Schiffe, er stattet sie mit Personal aus und ist 
für den Betrieb verantwortlich. Doch auf dem Schiffsrumpf steht nicht sein Name, sondern der von 
Maersk, MSC oder Hamburg Süd. Die Linienreedereien chartern die Schiffe, bezahlen für die 
Bereederung und kümmern sich selbst vor allem um die Ladungsströme und den Containertransport. 

Reedereien sind Familienbetriebe. Fast alle deutschen Reedereien sind Charterreedereien. Und 
fast alle sind kleiner als die Rickmers-Gruppe. Der Hamburger Reeder managt um die 120 
Containerschiffe. Die Mehrzahl der 364 Reedereien in Deutschland hat höchstens vier Schiffe, nur drei 
Prozent der Betriebe verfügen über eine Flotte von mehr als 50 Einheiten. Die typische deutsche 
Reederei ist ein kleiner Familienbetrieb in Stade oder Emden, der Chef ein Kapitän mit einer Handvoll 
Mitarbeiter, die Ehefrau macht die Buchhaltung. Das ist nicht mehr zukunftsfähig. Den kleinen 
Reedereien fehlen finanzielle Reserven und der Zugang zu frischem Kapital. Rickmers hat versucht, 
sein Unternehmen frühzeitig auf neue Zeiten vorzubereiten. Dazu hat er ein modernes Rechnungs- 
und Berichtswesen aufgebaut und eine Anleihe am Kapitalmarkt ausgegeben. Das Ziel war der 
Börsengang. Dafür aber boten weder die Schifffahrtsbranche noch das Börsenumfeld den richtigen 
Rahmen. Die Linienreederei Hapag-Lloyd schaffte es im Herbst 2015 noch gerade so an die Börse, 
dann war das Zeitfenster zu. ĂWir haben das nach wie vor im Augeñ, sagt Bertram Rickmers. Erst 
einmal geht es für ihn wie für die gesamte Branche aber darum, lebend durch die Krise zu kommen. 
Mittelgroße Containerschiffe, die vor einigen Jahren noch eine Tagescharter von 25.000 Dollar 
eingebracht haben, sind jetzt für 4000 Dollar täglich zu haben. Rund 400 Schiffe unter deutschem 
Management haben aufgegeben, sie sind in die Insolvenz gegangen, wurden verkauft oder 
verschrottet. 
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Deutsche Handelsflotte um ein Viertel geschrumpft. Die deutsche Handelsflotte ist um ein Viertel 
geschrumpft, meldet der Reederverband. ĂEs geht nur noch ums ¦berlebenñ, meinte der Hamburger 
Reeder Bernd Kort¿m vor einiger Zeit im ĂHamburger Abendblattñ. Kort¿m war ins Visier von 
Landespolitikern in Kiel und Hamburg geraten, weil die HSH Nordbank ihm einen bedingten 
Forderungsverzicht über mehr als eine halbe Milliarde Euro gewährte. Denn die Bank gehört den 
Ländern Hamburg und Schleswig-Holstein - und damit sind die Steuerzahler in der Pflicht. ĂAuch ich 
ªrgere mich dar¿ber, dass Schuldner ihre Schulden nicht zur¿ckzahlenñ, sagt die Kieler 
Finanzministerin Monika Heinold (Grüne). Der Forderungsverzicht ist nach Einschätzung von Experten 
jedoch für die Bank die günstigste Lösung; alle anderen Varianten wären für den Steuerzahler noch 
teurer. Öffentlich ist das für Politiker nur schwer zu vertreten. Die Reeder haben hohe Millionenbeträge 
verloren, Verluste zum Teil aus ihrem Privatvermögen abgedeckt. Viele Anleger, die mit Schiffen Geld 
verdienen oder auch nur Steuern sparen wollten, haben einen Crash erlitten. Banken, in deren 
Büchern noch etliche Milliarden an Schiffskrediten stehen, müssen die Schiffswerte weiter 
abschreiben. 

2018 verspricht Besserung. ĂWir zahlen jetzt alle f¿r unsere Fehler in der Vergangenheit - Reeder, 
Anleger und Bankenñ, sagt Bertram Rickmers, der einen dreistelligen Millionenbetrag in sein 
Unternehmen gesteckt hat. F¿r das neue Jahr hat er wenig Zuversicht: Ă2017 wird noch nicht besser, 
aber 2018 könnte der Umschwung kommen.ñ Spªtestens 2020, wenn strengere Umweltregeln f¿r 
Schiffe in Kraft treten, stehe eine Verschrottungswelle bevor. Bis dahin erwartet der Hamburger 
Reeder Fusionen, Übernahmen, Kooperationen und Pleiten in den Reihen der Reederschaft. Die 
Rickmers-Gruppe habe noch bis Oktober den regulären Kapitaldienst geleistet. Nun liefen die 
Verhandlungen mit den Banken, wie der Sturm überstanden werden kann. Die Preise für gebrauchte 
Schiffe sind auch deshalb so tief gefallen, weil technologisch hochwertige Modelle als Neubauten 
unglaublich günstig geworden sind. Asiens Werften stecken ebenfalls in der Krise und kämpfen - oft 
mit staatlicher Unterstützung - um jeden Auftrag. (dpa) 

In Hamburger Hafen-Anlagen fließen 240 Millionen Euro 

Die Brücken, Straßen und Kaianlagen von Deutschlands größtem Hafen in Hamburg werden in 
diesem Jahr mit 240 Millionen Euro in Schuss gehalten. 

 
Die Hamburg Port Authority will 2017 rund 240 Millionen 
Euro in den Hafen investieren Foto: Picture 
Alliance/dpa/Daniel Bockwoldt 

Hamburg. Die Brücken, Straßen und 
Kaianlagen von Deutschlands größtem Hafen 
in Hamburg werden in diesem Jahr mit 240 
Millionen Euro in Schuss gehalten. Das 
kündigte der Chef der Hafenbehörde Hamburg 
Port Authority (HPA), Jens Meier, am 
Donnerstag an. Die Infrastrukturprojekte seien 
eine zwingende Voraussetzung für die weitere 
Wettbewerbsfähigkeit des Hafens, ergänzte 

Wirtschaftssenator Frank Horch (parteilos). Er zeigte sich erneut optimistisch, dass das 
Bundesverwaltungsgericht in Leipzig am 9. Februar die geplante Elbvertiefung genehmigen werde. 
ĂDann werden wir am nªchsten Tag die Arbeiten aufnehmenñ, k¿ndigte Horch an. Nach den 
Planungen soll die Elbe künftig für Frachter mit einem Tiefgang von 13,5 Meter unabhängig von Ebbe 
und Flut schiffbar sein. Mit der Tide sollen es sogar 14,5 Meter werden. Ein Teil der Ausschreibungen 
für die diesbezüglichen Arbeiten seien vorbereitet, könnten aus rechtlichen Gründen aber erst bei 
einem positiven Urteil eingeleitet werden, erläuterte Horch. Danach würden schon im ersten Halbjahr 
2017 bei der Schiffbarkeit des Stroms zügig Verbesserungen greifen, sagte Meier. Der Schwerpunkt 
würde zunächst auf der Verbreiterung der Elbe liegen, bevor es in ihre Vertiefung gehe. Für die 
Köhlbrandbrücke zeichnet sich ihr altersbedingtes Ende ab. Sie könne nur noch bis 2030 sicher und 
wirtschaftlich betrieben werden, berichtete Horch. Daher sollen Planungen für einen Neubau mit 
mindestens 73,5 Metern Durchfahrtshöhe anlaufen, damit er auch von Schiffen mit mehr als 400 
Metern Länge und mehr als 60 Metern Breite passiert werden kann. Das 1974 eröffnete, weithin 
sichtbare Bauwerk mit einer Durchfahrtshöhe für Schiffe von 53 Metern wurde den Angaben zufolge in 
den vergangenen acht Jahren mit rund 60 Millionen Euro instandgehalten. Täglich wird die 
Köhlbrandbrücke laut HPA von 36 000 Fahrzeugen genutzt, ein Drittel davon sind Lkw. Die 
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HPA wartet Brücken, Schleusen, Seezeichen, Radarstationen und den Alten Elbtunnel, hält Straßen, 
Wasserwege und Schienen instand und vermietet im Hafengebiet Immobilien, Flächen und Pontons. 
(dpa/ag) 

Wegen Niedrigwasser: Rhein-Gütertransporte verlagern sich auf Straße 

Spediteure müssen vom Rhein vermehrt auf alternative Verkehrsträger ausweichen. Grund ist das 
anhaltende Niedrigwasser. Das kostet Geld. 
 
Niedrigwasser: BASF muss seine Güter vermehrt mit 
alternativen Verkehrsträgern transportieren Foto: Picture 
Alliance/dpa/Ronald Wittek 

Ludwigshafen/Berlin. Das extreme 
Niedrigwasser im Rhein hat zu einer 
Verlagerung von Gütertransporten auf die 
Straße geführt. Die parallel fahrenden 
Güterzüge seien bereits voll ausgelastet, 
erklärte Günter Haberland, Präsidiumsmitglied 
des Deutschen Speditions- und 
Logistikverbands. Der Transport mit Lastwagen 
bedeute hºhere Preise f¿r die Spediteure. ĂDie Situation kann man dramatisch nennenñ, so 
Haberland. Der Chemieriese BASF in Ludwigshafen erklärte, da die Schiffe nicht mehr so stark 
beladen werden kºnnten, seien G¿ter auf Ăalternative Verkehrstrªgerñ gesetzt worden. 

Niedrigwasser kostet Auftraggeber ĂKleinwasserzuschlagñ. Schon seit September seien die 
Pegelstände nicht optimal für die Binnenschifffahrt, sagte Martin Staats, Vorstand des 
Bundesverbands der Deutschen Binnenschifffahrt. Seit November sinken sie fast durchgehend. 
Besonders flach ist die Fahrrinne am Mittelrhein. Die Binnenschiffe, die noch fahren, können weniger 
transportieren. Auch Schiffe, die den BASF-Standort in Ludwigshafen ansteuerten, würden geringer 
beladen, erklärte ein Unternehmenssprecher. Nach Angaben des Wasserstraßen- und 
Schifffahrtsamtes Bingen kann es sein, dass Schiffe nur zehn Prozent ihrer Ladekapazitäten 
aufnehmen. Als Ausgleich für den Ausfall müssen die Auftraggeber den Betreibern der Schiffe einen 
sogenannten ĂKleinwasserzuschlagñ zahlen, wie Martin Staats erklªrte. Und der kºnne ins Geld 
gehen. (dpa/jt) 

Erneut deutlicher Ladungsrückgang im Nord-Ostsee-Kanal 

Niedrige Treibstoffpreise, weniger China-Verkehr und Einbußen im Russland-Handel ï das sind die 
Baustellen. Dabei wird der Kanal selbst trotz 
weniger Schiffen immer größer. 
 
Auf dem Nord-Ostsee-Kanal sind 2016 nur noch knapp 84 
Millionen Tonnen Ladung transportiert worden Foto: Picture 
Alliance/dpa/Hinrich Baesemann 

Kiel. Deutlich weniger Ladung und weniger 
Schiffe: Für den Nord-Ostsee-Kanal endete 
auch 2016 mit einem deutlichen Minus. Nach 
Angaben der Wasser- und 
Schifffahrtsverwaltung sind im vergangenen 
Jahr nur noch knapp 84 Millionen Tonnen 
Ladung auf der rund 100 Kilometer langen 

Wasserstraße transportiert worden. Das sind 7,6 Prozent weniger gewesen als noch 2015. Die Zahl 
der Schiffe sank von gut 32.000 auf 29.284. 

Problem hat mehrere Gründe. Als Grund nannte die Behörde weiterhin schwierige 
Rahmenbedingungen, allen voran die 2016 nochmals gesunkenen Treibstoffpreise. ĂDeshalb schicken 
viele Reeder ihre Schiffe um Skagen herumñ, sagte Abteilungsleiter Jörg Heinrich. Zudem wirken sich 
der weltweit sinkende Güterumschlag sowie der rückläufige Chinaverkehr und das Russland-Embargo 
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negativ aus. Waren 2014 noch 3524 Schiffe von und zu russischen Häfen im Kanal unterwegs, sind 
es 2016 nur noch 2497 gewesen. 20.933 Schiffe passierten den Kanal 2016 im reinen 
Durchgangsverkehr. Das waren neun Prozent weniger als im Vorjahr. Im Teilstreckenverkehr 
innerhalb des Kanals nahm die Zahl dagegen leicht um 0,3 Prozent auf 8351 zu. 

Bund investiert dennoch weiter. Trotz der zuletzt negativen Entwicklung investiert der Bund weiter 
in den wirtschaftlich bedeutenden Kanal. Für insgesamt rund zwei Milliarden Euro soll der Kanal bis 
Ende des kommenden Jahrzehnts größer werden. Allein im vergangenen Jahr wurden 114 Millionen 
in den Erhalt und die Erneuerung der Infrastruktur investiert, wie der zuständige Leiter 
Wasserstraßen Karsten Thode sagte. In diesem Jahr werden es voraussichtlich 130 Millionen Euro 
sein. Es entsteht nicht nur eine fünfte Schleusenkammer in Brunsbüttel. In Kiel sind in den 
kommenden Jahren Ersatz-Neubauten für alle vier Schleusenkammern geplant. Kostenpunkt 440 
Millionen Euro. Das Geld ist da, allein das notwendige Personal fehlt. 22 Stellen für Ingenieure sind 
allein für die Kieler Schleusen derzeit offen. 

Vertiefung für größere Schiffe geplant. Außerdem wird die Ostseestrecke verbreitert und der Kanal 
vertieft, damit ihn künftig Schiffe mit bis zu 10,5 Metern Tiefgang befahren können. Das ist ein Meter 
mehr als bislang. ĂMit den Reparaturen der großen Kanalschleusen haben wir die Voraussetzungen 
f¿r die Schifffahrt geschaffenñ, sagte der Prªsident der Generaldirektion WasserstraÇen und 
Schifffahrt, Hans-Heinrich Witte. F¿r die Zukunft gab er sich optimistisch. ĂSobald sich diese 
internationalen Rahmenbedingungen verbessern, werden auch die Verkehrszahlen im Nord-Ostsee-
Kanal wieder positiver ausfallen.ñ Abteilungsleiter Heinrich hofft f¿r 2017 auf stabile Verkehrszahlen. 
(dpa/ag) 

Bund und Länder beschließen Gesamtkonzept Elbe 

Der Masterplan soll eine wirtschaftliche Nutzung der Elbe einerseits und eine weitestgehende 
Bewahrung des Naturraumes Elbe andererseits ermöglichen. 
 
Das Gesamtkonzept Elbe berücksichtigt wirtschaftliche 
Gesichtspunkte ebenso wie Umweltaspekte Foto: ddp/Jens 
Wolf 

Berlin/Dresden. Das Bund und Länder haben 
auf seiner Sitzung am 17. Januar 2017 
gemeinsam das Gesamtkonzept Elbe (GKE) 
beschlossen. Dieses soll dem Fluss eine 
langfristige Entwicklungsperspektive geben, die 
die verkehrliche Nutzung der Binnenelbe mit 
den wasserwirtschaftlichen Notwendigkeiten 
und der Erhaltung des Naturraums in Einklang 
bringen soll. Dazu enthält das Gesamtkonzept 
neben einer neuen Leitlinie für die Elbe auch Vorschläge für Maßnahmen für die konkrete Umsetzung 
vor Ort. Die sächsische Wirtschaft begrüßte die Einigung des zuständigen Bund-Länder-Gremiums. 
Damit hätten sich der Bund, Elbe-Anlieger-Länder sowie Wirtschaft und Umweltverbände auf einen 
ĂMasterplanñ f¿r den Fluss verstªndigt, sagte der Prªsident der Industrie- und Handelskammer 
Dresden, G¿nter Bruntsch, am Dienstag. ĂNach langwierigen Verhandlungen ist es gelungen, einen 
tragfähigen Kompromiss zu erzielen, der eine wirtschaftliche Nutzung der Elbe einerseits und eine 
weitest gehende Bewahrung des Naturraumes Elbe andererseits ermöglicht.ñ Laut dem 
Geschäftsführer der Sächsischen Binnenhäfen Oberelbe GmbH (SBO), Heiko Loroff, gibt die Einigung 
Planungssicherheit. ĂMit dem Konzept im R¿cken kºnnen die auf der Elbe tªtigen 
Binnenschifffahrtsunternehmen und Hafenbetreiber in moderne Technik investieren, da die Elbe 
wieder zu einem nutzbaren Schifffahrtsweg gestaltet werden kann.ñ Das nun vorliegende 
Gesamtkonzept Elbe wurde durch eine Arbeitsgruppe von Bund und Ländern erarbeitet, die bei der 
Erstellung im Beratergremium von Interessenvertretern aus Wirtschaft, Umwelt und Zivilgesellschaft 
unterstützt wurden. Die konkreten Inhalte und Umsetzungsschritte sollen allerdings erst am 27. März 
2017 auf einer Regionalkonferenz zum Gesamtkonzept Elbe vorgestellt werden. (dpa/ag) 
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STRAßENVERKEHR 

Handy am Steuer: Bundesverkehrsministerium fordert schärfere Kontrollen 

Wichtiger als die angestrebten höheren Strafen bei der Handynutzung am Steuer sei die bessere 
Ahndung solcher Verkehrssünden durch die Polizei in den einzelnen Bundesländern. 
 

Bundesverkehrsminister Dobrindt will das Bußgeld bei 
Verstößen gegen das Handyverbot am Steuer von 60 auf 
100 Euro erhöhen Foto: Christin Klose/Picture Alliance 

Hamburg. Das Bundesverkehrsministerium hat 
die Länder zu schärferen Verkehrskontrollen 
aufgefordert, um Verstöße gegen das 
Handyverbot am Steuer zu ahnden. ĂWichtiger 
als pauschale Forderungen für höhere 
Bußgelder ist eine bessere Kontrolle der 
Einhaltung unserer Regelnñ, erklªrte ein 
Sprecher auf Anfrage der Radiosender ĂNDR 
Infoñ und ĂN-JOYñ. Die Lªnder müssten ihre 
Kontrollen verstärken und die bestehenden 

Möglichkeiten zur Ahndung von Verkehrssünden auch ausschöpfen. Das Bundesverkehrsministerium 
hatte im November eine deutliche Erhöhung der Bußgelder und eine Ausweitung des Verbots auf 
Tablets und ähnliche Geräte angekündigt. Das Vorhaben befindet sich aber noch in der 
Ressortabstimmung. Experten halten stärkere Kontrollen der Handynutzung für nötig. Nach 
Auffassung der Gewerkschaft der Polizei (GdP) ist eine Verstärkung des Personals dafür allerdings 
unrealistisch. ĂNDR Infoñ und ĂN-JOYñ hatten 2016 ¿ber Studien der TU Braunschweig berichtet, 
denen zufolge 7,3 Prozent der Fahrer auf der Autobahn und 4,5 Prozent im Stadtverkehr dabei 
beobachtet wurden, wie sie ein Handy zum Tippen oder Sprechen in der Hand halten. Bisher wird das 
mit einem Bußgeld von 60 Euro und einem Punkt beim Flensburger Kraftfahrtbundesamt geahndet. 
Das Ressort von Alexander Dobrindt (CSU) will das Bußgeld zur Abschreckung auf 100 Euro erhöhen, 
in schweren Fällen sogar auf bis zu 200 Euro. (ag) 

Verkehrsgerichtstag will Handy-Verbot ausweiten 

Beim diesjährigen Verkehrsgerichtstag in Goslar ist "die Unfallursache Smartphone" eines der 
zentralen Themen. 

 
"Unfallursache Smartphone" ist eines der zentralen Themen 
beim Verkehrsgerichtstag Foto: Fotolia 

Goslar/Berlin. Wie Handys sollten aus Experten-
Sicht auch andere elektronische Geräte beim 
Autofahren tabu sein. Das hat der Präsident des 
Verkehrsgerichtstags (VGT), Kay Nehm, 
vorgeschlagen. Das Verbot sollte für sämtliche 
Apparate gelten, die zum Fahren nicht 
erforderlich sind, sagte Nehm am Mittwoch in 
Goslar bei der Eröffnungs-Pressekonferenz des 
Experten-Kongresses. Demnach könnte ein 
solches Verbot etwa auch die Nutzung von 

Tablets betreffen. Nach Nehms Angaben nutzen 57 Prozent aller Autofahrer während der Fahrt 
zumindest gelegentlich ein Smartphone. Sie unterschätzten die Unfallgefahr durch die Ablenkung, 
sagte der frühere Generalbundesanwalt. Etwa jedes zehnte Opfer im Straßenverkehr stirbt bei 
Unfällen, die auf Ablenkung zurückgeführt werden. Automobilclubs hatten bereits vor Beginn des VGT 
auf die steigenden Unfallrisiken durch den Gebrauch von Smartphones, Tablets und sonstigen 
mobilen Computern während der Fahrt hingewiesen. Das Verbot könnte solche Geräte betreffen. Im 
Vorfeld des Experten-Treffens hatte der Deutsche Verkehrssicherheitsrat bereits härtere Strafen für 
die Nutzung von Handys und Smartphones im Auto gefordert. Wer während der Fahrt ohne 
Freisprecheinrichtung telefoniere oder Nachrichten tippe oder lese, solle deutlich mehr Bußgeld 
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zahlen als die derzeit fälligen 60 Euro. Auch VGT-Präsident Nehm schlug am Mittwoch härtere 
Maßnahmen und ein schärferes Durchgreifen der Polizei vor.  

Ein gesetzliches Handyverbot lehnt der DAV ab. Nach Ansicht der Arbeitsgemeinschaft 
Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) sind eine verbesserte Technik und mehr gezielte 
Verkehrskontrollen die effektivsten Mittel gegen Smartphones am Steuer. ĂAutofahrer d¿rfen erst gar 
nicht in die Verlegenheit geraten, während der Fahrt E-Mails oder andere Textnachrichten zu lesenñ, 
sagt Rechtsanwältin Nicola Meier-van Laak von der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des 
Deutschen Anwaltvereins. Ein gesetzliches Handyverbot lehnt der Deutsche Anwaltverein ab. Schon 
jetzt sei es möglich, mithilfe von Fahrassistenzsystemen Gefahrenlagen automatisch zu erkennen und 
mobile Endgeräte entsprechend zu sperren. Denkbar sei es auch, Textnachrichten oder E-Mails nur 
dann im Auto empfangen zu können, wenn diese von einem Programm vorgelesen werden. Neben 
solchen technischen Lösungen spricht sich der DAV auch für mehr gezielte Kontrollen im 
StraÇenverkehr aus. ĂWenn Autofahrer davon ausgehen kºnnen, nur per Zufall beim Telefonieren 
hinterm Steuer erwischt zu werden, dann trªgt das nicht zu einem Sinneswandel beiñ, sagte Meier-van 
Laak. Ob das Bußgeld 60 Euro oder 120 Euro betrage, spiele dann ebenfalls keine Rolle mehr. Die 
ĂUnfallursache Smartphoneñ ist eines der zentralen Themen des diesjªhrigen Verkehrsgerichtstags, 
bei dem etwa 2000 Fachleute aktuelle Fragen des Straßenverkehrs und des Verkehrsrechts erörtern. 

Verkehrsgerichtstag tagt bis Freitag in Goslar. Am 55. Deutschen Verkehrsgerichtstag nehmen 
nach Angaben einer Sprecherin knapp 2000 Verkehrsexperten verschiedener Fachrichtungen teil. Sie 
kommen vorwiegend aus Deutschland, aber auch aus zwölf weiteren europäischen Ländern. Bis 
Freitag wollen die Fachleute unter anderem auch über Gesundheitsprüfungen für ältere Autofahrer, 
die Sicherheit von Radfahrern und den Ausbau der Infrastruktur für den zunehmenden Radverkehr 
beraten. Weitere Themen sind die Frage, ob Privatfirmen künftig den Verkehr überwachen sollen, 
sowie die Frage, ob der Führerscheinentzug auch als Strafe für Delikte verhängt werden kann, die 
nichts mit dem Straßenverkehr zu tun haben. (dpa/tb) 

Lkw mit kaputter Bremse und fehlendem Rad gestoppt 

Gleich zwei Mal stoppte die Polizei einen Sattelzug, der ein Rad zu wenig hatte. Die Bremsschläuche 
hatte der Fahrer mit Klebeband "repariert". 
 
Obwohl die Polizei das Kennzeichen kassierte, fuhr der 
Fahrer weiter Foto: Frank May/Picture Alliance 

Unna. Ein mit 20 Tonnen Früchten beladener 
Sattelzug ist mit defekter Bremse und einem 
Rad zu wenig innerhalb weniger Tage gleich 
zwei Mal aus dem Verkehr gezogen worden. 
Nachdem der Lastwagen zunächst von 
Polizisten auf der Autobahn 44 bei Unna 
gestoppt worden war, tauchte er wenige Tage 
später mit einem selbstbemalten 
Nummernschild an der polnischen Grenze 
wieder auf, wie die Polizei Dortmund am Montag mitteilte. Bei der ersten Kontrolle in der vergangenen 
Woche stellten die Polizisten fest, dass am Auflieger nur fünf statt sechs Räder montiert waren. Ein 
Reifen war zudem das Reserverad der Zugmaschine und daher deutlich breiter. Beschädigte 
Bremsschläuche hatte der 28 Jahre alte Fahrer mit Klebeband abgedichtet, an einem Rad waren die 
Klötze komplett verschlissen. Die Beamten kassierten das Kennzeichen und die Ladepapiere. Der 
russische Lastwagen durfte nicht weiterfahren. Tat er dann aber. Kurz vor der polnischen Grenze fiel 
er zwei Tage später der sächsischen Autobahnpolizei ins Auge. Jetzt werde sich vermutlich ein 
Sachverständiger mit dem Zustand des russischen Lkw befassen, teilte die Polizei mit. Die Weiterfahrt 
dürfte sich deutlich verzögern. (dpa) 

Am Rande 

40 Minuten Streit über Ausweichmanöver  
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Zwei Autofahrer gerieten in einer engen Straßen im wahrsten Sinne des Wortes aneinander - bis die 
Polizei kam. 

 
Manche Situationen führen unweigerlich zum Streit Foto: 
Picture Alliance/PIXSELL 

Frankenthal. Zwei besonders dickköpfige 
Autofahrer haben in Frankenthal in der Pfalz 
einen Polizeieinsatz ausgelöst. Die beiden 
waren sich nach Angaben der Ermittler in einer 
schmalen Straße entgegengekommen, kamen 
aber nicht aneinander vorbei. Da sowohl der 49-
Jährige als auch die 36 Jahre alte Autofahrerin 
darauf bestanden, dass der jeweils andere die 
notwendigen 80 Meter zurücksetzt, tat sich 40 
Minuten gar nichts. Dann riefen sie die Polizei. 

Wie die Sache schließlich ausging, ist nach Angaben der Polizei allerdings nicht bekannt: Die 
Beamten hätten die beiden Streithähne am Sonntag höflichst gebeten, die Angelegenheit unter sich 
zu regeln, sagte ein Sprecher. Als die Streife nach einer Stunde nachsah, waren die Autos 
verschwunden. (dpa) 

Lkw-Fahrer flieht vergebens vor Kontrolle an der A7 

Der Fahrer hatte versucht, seine Fahrerkarte in einem Löschteich zu versenken. Dumm gelaufen: Das 
Gewässer war zugefroren. 
 
Nicht jede Flucht vor der Polizei verläuft erfolgreich .... 
Foto: Picture Alliance/dpa/Patrick Seeger 

Neumünster. Dumm gelaufen: Vergebens ist 
ein Lkw-Fahrer an der Autobahn 7 bei 
Neumünster vor der Polizei geflohen, um seine 
sogenannte Fahrerkarte zu entsorgen. Bei 
einer Kontrolle am Dienstag auf dem Rastplatz 
Brokenlande war dem 35-Jährigen zunächst 
eine zweite Fahrerkarte auf den Boden 
gefallen, wie die Polizei am Dienstag mitteilte. 
Die Karte zeichnet Lenk- und Ruhezeiten auf. 
Der Mann steckte sie geschwind ein und 
rannte damit zunächst zu einem nahe gelegenen Löschteich. Von einem Beamten verfolgt versuchte 
er, die Karte dort zu entsorgen. Das scheiterte allerdings, weil das Gewässer zugefroren war. 
Offensichtlich in Panik hob der Mann die Karte vom Eis auf, floh über einen Stacheldrahtzaun in einen 
Wald, kehrte kurze Zeit später aber zu seinem Fahrzeug zurück. Sein Pech: In der Zwischenzeit 
konnten die Beamten mit einem Kontrollgerät alle erforderlichen Daten auslesen und ihm Fahrten mit 
fremder Fahrerkarte und diverse Verstöße gegen Lenk- und Ruhezeiten nachweisen. Noch vor Ort 
musste er 500 Euro Strafe zahlen. Weiterfahren durfte er mit seinem Lkw aber nicht. (dpa) 

Was geht schneller - Hauptstadtflughafen oder Mondlandung? 

Die Mondlandung hatte dem Bau des 
Hauptstadtflughafens ein entscheidendes 
Kriterium voraus: Der Zeitplan wurde 
eingehalten. 
 
Foto: IStock/Anson Ki 

Berlin. 25 Jahre nach Beginn der Planungen ist 
die Eröffnung des Hauptstadtflughafens BER 
zum wiederholten Mal verschoben worden. In 
der Erwartung, dass die Probleme gelöst 
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werden, sagte Brandenburgs Ministerprªsident Dietmar Woidke (SPD) dem ĂTagesspiegelò: ĂWir 
planen ja keine Mondlandung.ò Aber wie lange brauchten die Amerikaner überhaupt für ihren 
historischen Coup? Tatsächlich wurde der vom damaligen US-Präsidenten John F. Kennedy 
vorgegebene Zeitplan eingehalten: Nach mehreren sowjetischen Raumfahrt-Erfolgen sagte Kennedy 
im Mai 1961, noch vor Ende des Jahrzehnts werde ein US-Amerikaner den Mond betreten. Die US-
Raumfahrtbehºrde Nasa begann 1961 mit dem Bau der Anlagen f¿r das ĂApolloò-Mond-Programm, 
auch erste Raketen dafür starteten. 1967 endete «Apollo 1» zwar mit einer Tragödie - drei Raumfahrer 
verbrannten während eines Bodentests. Doch danach verging nicht viel Zeit bis zur Mondlandung von 
ĂApollo 11ò am 20. Juli 1969. Die gesamten Apollo-Missionen kosteten rund 25 Milliarden Dollar 
(damals etwa 100 Milliarden D-Mark). Beim BER stiegen die Kosten seit Baubeginn von 2 Milliarden 
auf gut 6,5 Milliarden Euro, teils durch Erweiterungen des Baus. Allerdings sind weitere Finanzspritzen 
für den Ausbau in Vorbereitung. (dpa) 

 ĂMuhbootñ wird zum U-Boot 

Ein Schiff, das für Schokolade werben sollte, ist im Harburger Hafen aus bisher ungeklärter Ursache 
gesunken. Hilferufe der Plastikkuh weckten eine Anwohnerin. 
 

Die lila Kuh ist in Harburg samt ihrem schwimmenden 
Untersatz gesunken. Foto: Picture Alliance/dpa/Axel 
Heimken 

Hamburg. Ein 30 Meter langes Werbeschiff ist 
am Freitag im Binnenhafen des Hamburger 
Stadtteils Harburg versunken. Auf dem Deck 
des Schiffs der Schokoladenmarke ĂMilkañ steht 
eine fünf Meter hohe, lilafarbene Plastikkuh, von 
der laut Polizei nur noch der Kopf aus dem 
Wasser ragt. ĂWeiter sinken kann es jedoch 
nicht, daf¿r ist der Hafen nicht tief genug.ñ Das 
etwa 100 Tonnen schwere Schiff war in den Morgenstunden in starke Schräglage geraten. Wie es 
dazu kommen konnte, ist bisher unklar. Eine Anliegerin rief die Polizei, nachdem sie von ĂMuhñ-Lauten 
geweckt worden war, welche aus den Lautsprechern am Schiff ertönten. Vermutlich hatte die 
Schräglage des Schiffes das Abspielen des Tonbandes ausgelöst. (dpa) 

URTEILE 

 

Urteil: Gebrauchtwagen ohne Garantie 
des Herstellers ist mangelhaft 

Wenn der Käufer eines Gebrauchtwagens die 
ursprünglich vom Händler zugesagte 
Herstellergarantie doch nicht nutzen kann, darf 
er sein Geld zurückverlangen. 
 
Der Bundesgerichtshof hat entschieden, dass eine 
Herstellergarantie wesentlichen Einfluss auf die 
Kaufentscheidung hat Foto: picture alliance/Bildagentur-
online/Tetra  

Karlsruhe. Fehlt bei einem Gebrauchtwagenkauf die ursprünglich vom Händler zugesagte 
Herstellergarantie, kann der Käufer vom Kaufvertrag zurücktreten. Der Bundesgerichtshof entschied, 
dass es sich in diesem Fall um einen Sachmangel handelt. Richter in Karlsruhe widersprachen damit 
den mit dem zugrunde liegenden Rechtstreit betrauten Vorinstanzen ï dem Landgericht Ingolstadt 
und dem Oberlandesgericht München. Der Kläger hatte einen gebrauchten Pkw von einem 
Onlinehändler gekauft, der in dem Angebot auf eine noch ein Jahr laufende Herstellergarantie 
hingewiesen hatte. Kurz nach dem Kauf traten Motorprobleme auf, weshalb Reparaturen notwendig 
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wurden. Nach anfänglichem Entgegenkommen verweigerte der Hersteller weitere Garantieleistungen, 
weil im Rahmen einer Motoranalyse Anzeichen für eine Manipulation des Kilometerstandes festgestellt 
worden seien, beziehungsweise stellte den bereits geleisteten Aufwand in Rechnung. Der Kläger 
konnte unter diesen Umständen vom Vertrag zurücktreten und das Fahrzeug gegen Erstattung des 
Kaufpreises zurückgeben. Denn das Bestehen einer Herstellergarantie hat wesentlichen Einfluss auf 
die Kaufentscheidung. Auch wenn es sich um keinen Faktor handelt, der dem Fahrzeug unmittelbar 
anhaftet, zählt sie deshalb doch zu den Beschaffenheitsmerkmalen. Ihr kommt wesentliches 
wirtschaftliches Gewicht zu. (ag/ctw) 

Urteil vom 15.06.2016 Aktenzeichen VIII ZR 134/1 

Wochenendzulagen sind bei einer Pfändung geschützt 

Sonn-, Feiertags- und Wochenendzuschüsse dürfen im Vollstreckungsverfahren nicht als 
Arbeitsentgelt gepfändet werden, weil es sich um Erschwerniszulagen handelt. 
 
Bei einer Pfändung des Arbeitsentgelts sind bestimmte 
Zuschläge geschützt Foto: Picture Alliance/McPhoto 

Trier. Sonn-, Feiertags- und 
Wochenendzulagen sind bei einer Pfändung 
des Arbeitsentgelts geschützt. Darauf wies das 
Landgericht Trier hin. Nach Paragraf 850 a der 
Zivilprozessordnung (ZPO) handele es sich 
hierbei um reine Erschwerniszulagen, die im 
Vollstreckungsverfahren besonders geschützt 
sind. Das Gericht stellte zugunsten des 
Schuldners heraus, dass das flexibilisierte 
Arbeiten eine relevante Mehrbelastung für den 
Arbeitnehmer nach sich ziehe. Der erwähnte gesetzliche Schutz müsse auch in diesen Fällen gelten. 
(ag) 

Beschluss vom 12.05.2016Ο Aktenzeichen: 5 T 33/16 

Willkürliches Bremsen kann strafrechtliche Folgen haben 

Je nach Geschwindigkeit und Schädigungsvorsatz kann ein scharfes Bremsmanöver einen 
gefährlichen Eingriff in den Straßenverkehr darstellen. 

 
In dem Fall ging es um zwei Autofahrer, die sich gegenseitig 
während der Fahrt gegängelt haben Foto: Fotolia/Erwin 
Wodicka 

Hamm. Ein willkürliches Abbremsen aus hoher 
Geschwindigkeit, um den nachfolgenden 
Fahrzeugführer zu einer scharfen Bremsung 
oder Vollbremsung zu zwingen, kann einen 
gefährlichen Eingriff in den Straßenverkehr 
darstellen und strafrechtliche Folgen haben. 
Hierfür muss zu einem bewusst zweckwidrigen 
Einsatz eines Fahrzeugs in verkehrswidriger 

Absicht hinzukommen, dass es mit mindestens bedingtem Schädigungsvorsatz (zum Beispiel als 
Waffe oder Schadenswerkzeug) missbraucht wird. So entschied das Oberlandesgericht Hamm in 
folgendem Fall: Weil ein Autofahrer sich über die Fahrweise des vorausfahrenden Pkw-Fahrers 
ärgerte, fuhr er dicht auf und zeigte den ĂStinkefingerñ, woraufhin der Vorausfahrende eine 
Vollbremsung machte, um den nachfolgenden Fahrer zu maßregeln. Obwohl auch der hintere Fahrer 
sofort bremste, kam es zu einem leichten Zusammenstoß. Das Geschehen erfolgte bei einer 
Geschwindigkeit von rund 40 Stundenkilometern. Darin sah das Gericht keinen gefährlichen Eingriff in 
den Straßenverkehr nach Paragraf 315 b des Strafgesetzbuches. Hierzu wäre erforderlich gewesen, 
dass die Vollbremsung bei einer deutlich höheren Geschwindigkeit erfolgte. Darüber hinaus hätte der 
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Vorausfahrende bewusst einkalkulieren müssen, dass durch sein Verhalten ein Unfall geschieht. Dies 
konnte das Gericht hier schon deshalb nicht annehmen, weil der Vorausfahrende keinen Führerschein 
hatte und eine Konfrontation mit der Polizei deshalb sicher vermeiden wollte. Deshalb lag in diesem 
Fall lediglich eine Nötigung vor. (ctw/ag) 

Beschluss vom 15.12.2015 Aktenzeichen 5 RVs 139/15 

Versicherer darf Regressansprüche addieren 

Wer vor und nach dem Versicherungsfall seine Obliegenheiten als Versicherungsnehmer verletzt, 
muss damit rechnen, dass die Regulierung des Schadens für ihn teuer wird. 
 
In dem Fall saß ein Autofahrer zuerst betrunken am 
Steuer, baute dann einen Unfall und flüchtete 
anschließend Foto: Picture Alliance/ANP Xtra_Lex van 
Lieshout 

Montabaur. Wenn der eigene Versicherer 
wegen eines Unfalls Schadensersatz an einen 
geschädigten Dritten zahlen, weil der Kunde 
eine seiner Obliegenheiten verletzt hat, dann 
darf er grundsätzlich auf diesen  ihm 
Versicherungsnehmer zurückgreifen und sich 
einen Teil der Ausgaben wiederholen. Verletzt 
ein Versicherungsnehmer allerdings vor und 
nach Eintritt des Versicherungsfalls jeweils unterschiedliche Obliegenheiten, können die 
Regressbeträge, bis zu denen der Versicherer Leistungsfreiheit in Anspruch nehmen kann, addiert 
werden. Darauf wies das Amtsgericht Montabaur hin. Dort ging es um einen Autofahrer, der mit 1,6 
Promille im Blut einen Unfall gebaut und sich dann unerlaubt von der Unfallstelle entfernt hatte, ohne 
seine Personalien bekanntzugeben. Die Trunkenheitsfahrt und die anschließende Unfallflucht haben 
dazu geführt, dass der Versicherer der Mannes, der für den Schaden aufkommen sollte, sich auf eine 
Leistungsfreiheit in Höhe von 10.000 Euro berufen hat ï wegen der doppelten 
Obliegenheitsverletzung. Grundsätzlich ist der Versicherer bis zu einem Schaden von 5.000 Euro 
leistungsfrei. Der Versicherer hatte 5.818,79 Euro an den Geschädigten des Unfalls gezahlt, diesen 
Betrag musste der Autofahrer, der den Unfall verursacht hatte, zurückzahlen. (ag/ctw) 

Urteil vom 28.05.2015 Aktenzeichen 10 C 276/11 

Anspruch auf rauchfreien Arbeitsplatz gilt nicht immer 

Arbeitsstättenverordnung: Die Pflicht des Arbeitgebers, seine Leute vor den Gesundheitsgefahren 
durch Tabakrauch zu schützen, gilt nicht uneingeschränkt. 

  
Grundsätzlich kann ein Arbeitnehmer einen rauchfreien 
Arbeitsplatz verlangen - allerdings nicht, wenn dies 
grundlegend dem Geschäftsmodell entgegen läuft Foto: 
Picture Alliance/dpa/Romain Fellens 

Erfurt. Arbeitnehmer können nicht immer einen 
rauchfreien Arbeitsplatz verlangen. Obwohl sie 
grundsätzlich darauf Anspruch haben, kann der 
Arbeitnehmer dieses Recht unter bestimmten 
Voraussetzungen einschränken. Darauf wies 
das Bundesarbeitsgericht hin. Dort hatte ein 
Casino-Croupier einer hessischen Spielbank 
erfolglos geklagt, der an zwei Tagen in der 

Woche an einem Arbeitsplatz arbeiten musste, an dem das Rauchen nach den landesrechtlichen 
Vorschriften für Gäste erlaubt war. Der Raum war extra abgetrennt und verfügte neben einer 
Klimaanlage über eine gesonderte Be- und Entlüftungsanlage. Zwar müssen Arbeitgeber nach 
Paragraf 5 der Arbeitsstättenverordnung die erforderlichen Maßnahmen treffen, damit die nicht 
rauchenden Beschäftigten wirksam vor den Gesundheitsgefahren durch Tabakrauch geschützt 
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werden. Auch Passivrauchen gilt als gesundheitsgefährdend. Der Arbeitgeber muss laut dem Urteil 
diese Schutzmaßnahmen aber nur insoweit treffen, als die Natur ihres Betriebs und die Art der 
Beschäftigung dies zulassen. Diese Verpflichtung war in diesem Fall mit der baulichen Trennung des 
Raucherraums, seiner Be- und Entlüftung sowie der zeitlichen Begrenzung der Tätigkeit des Klägers 
im Raucherraum erfüllt. (ctw/ag) 

Urteil vom 10.05.2016  Aktenzeichen 9 AZR 347/15 

Keine Entgelterhöhung nach Tarifrunde in Altersteilzeit 

Wer an einem Altersteilzeitmodell teilnimmt und sich in der Freistellungsphase befindet, hat keinen 
Anspruch auf Anpassung des Entgelts bei Tariferhöhungen. 
 
In dem verhandelten Fall stritten Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer über die Höhe des Entgelts nach einer 
Tariferhöhung Foto: Fotolia/Erwin Wodicka 

Erfurt. Wenn die Tarifvertragsparteien 
vereinbaren, dass Arbeitnehmer, die 
Altersteilzeit im Blockmodell wahrnehmen und 
sich in der Freistellungsphase befinden, nicht 
mehr an Tariferhöhungen teilhaben, ist die 
zulässig. Laut dem Bundesarbeitsgericht in 
Erfurt benachteiligt dies nicht 
teilteilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer. In dem 
Fall ging es um einen Mitarbeiter, der sich vom 
1. Juli 2009 bis zum 30. Juni 2012 in Altersteilzeit im Blockmodell befand und einer anschließenden 
Freistellungsphase bis zum 30. Juni 2015 nach Maßgabe des Altersteilzeitgesetzes (AltTZG) und des 
Tarifvertrags zur Förderung von Altersteilzeit für die Arbeitnehmer verschiedener Unternehmen des 
DB Konzerns (KonzernAtzTV). Anlässlich einer Tariferhöhung hatte er geklagt, weil sein Entgelt nicht 
erhöht worden war. Damit hatte er vor dem Bundesarbeitsgericht keinen Erfolg. Zwar dürfen 
Teilzeitkräfte grundsätzlich nicht gegenüber Vollzeitkräften benachteiligt werden. Hier wurde ihm aber 
Entgelt gezahlt, das er in der Zeit vor der Freistellung bereits erarbeitet hatte. Zu diesem Zeitpunkt gab 
es die Tariferhöhung noch nicht. Damit lag aus sich der Richter keine Benachteiligung vor, so dass er 
von der Tariferhöhung ausgenommen werden konnte. (ctw/ag) 

Urteil vom 19.01.2016 Aktenzeichen 9 AZR 564/14 

Kfz-Versicherer muss bei Unfallmanipulation nicht zahlen 

In dem Fall hat sowohl die Quantität der Beweise als auch deren Qualität dafür gesprochen, dass 
Unfallverursacher und -opfer sich kannten und tricksen wollten. 

 
Eine Frau und ein befreundetes Pärchen haben versucht, 
die Kfz-Versicherung durch einen inszenierten Unfall 
abzuzocken Foto: Picture Alliance/dpa/CHROMORANGE / 
Bilderbox 

Saarbrücken/Berlin. Spricht viel für einen 
fingierten Unfall, muss die Versicherung den 
Schaden nicht übernehmen. Dabei liegt jeder 
Fall anders. Entscheidend ist neben der hohen 
Zahl an Beweisanzeichen deren Werthaltigkeit. 
Dies erläuterte jetzt die Arbeitsgemeinschaft 
Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins 
(DAV) mit Verweis auf eine Entscheidung des 

Oberlandesgerichts Saarbrücken. Die Frau behauptete in diesem Fall, dass ihr Mann Opfer eines 
Verkehrsunfalls geworden sei. Ihr Mann sei mit dem Auto auf dem Parkplatz eines Einkaufszentrums 
unterwegs gewesen. Plötzlich sei eine Frau mit ihrem Fahrzeug rückwärtsgefahren und an der 
Wagenseite entlang gestreift. Die Beteiligten riefen die Polizei. Da es keine weiteren Anhaltspunkte 
gab, nahm diese nur die Aussagen der Betroffenen auf. Das Auto der Unfallverursacherin hatte ein 
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rotes Kurzzeitkennzeichen. An dem angejahrten, hochwertigen Auto der anderen Frau entstand ein 
beträchtlicher Schaden ï vor allem im Verhältnis zur Sichtbarkeit des Schadens. 

Versicherung beauftragte Detektiv. Die spätere Klägerin hatte angegeben, dass sich die 
Betroffenen nicht kannten. Die Versicherung wurde aber stutzig und beauftragte eine Detektei. Die 
Detektivin fand heraus, dass sich die Beteiligten doch kannten. Das Auto mit dem roten Kennzeichen 
war alt und geringwertig, auch hatte es einen selbstgeflickten Vorschaden. Die Halterin konnte auch 
nicht zweifelsfrei erklären, wie sie das Auto angeschafft hatte. Diese Umstände ließen die Gerichte in 
zwei Instanzen daran zweifeln, dass es sich hier um einen echten Unfall gehandelt hat. Daran ändere 
auch der Umstand nichts, dass die Polizei gerufen wurde, so das Oberlandesgericht. Dies könne 
gerade erfolgt sein, um den Eindruck einer Unfallmanipulation zu vermeiden. Es komme auf die 
Gesamtschau an. Insgesamt spreche für Unfallmanipulation, dass die Beteiligten sich doch kannten 
sowie die ungewöhnlich hohe Zahl von Indizien. So etwa das Kurzzeitkennzeichen und dass keine 
neutralen Zeugen benannt werden konnten, obwohl sich der Unfall auf einem belebten Parkplatz 
ereignet hatte. (ag) 

Urteil vom 28. April 2016 Aktenzeichen: 4 U 96/15 

Kein Schadenersatz bei Steinwurf von Vorschulkind 

Ein Fahrzeughalter bleibt im Zweifel auf den Kosten eines Autoschadens sitzen, wenn die 
verantwortliche Erzieherin ihrer Aufsichtspflicht nachgekommen ist. 
 
In dem Fall hatte ein Pkw-Fahrer neben einem 
Kindergarten geparkt und sein Fahrzeug war von einem 
Fünfjährigen beschädigt worden Foto: Fotolia/Robert 
Kneschke 

München. Wirft ein fünfjähriges Kind einen 
Stein auf ein Auto, geht der Geschädigte 
womöglich leer aus. Darauf weist das 
Amtsgericht München hin. Der Geschädigte 
hatte in dem dort verhandelten Fall seinen Pkw 
ordnungsgemäß nahe einem Kindergarten 
geparkt. Ein Fünfjähriger, der dort im Garten 
spielte, warf einen Stein auf das Auto, wodurch 
ein Schaden von rund 2.400 Euro entstand. 
Das Kind selbst konnte aufgrund seines Alters nicht zum Schadensersatz herangezogen werden. 
Allein durch eine nachgewiesene Aufsichtspflichtverletzung der Erzieherinnen hätte hier ein Anspruch 
entstehen können. Das gelang jedoch nicht. Der Fünfjährige war zuvor noch nie negativ in 
Erscheinung getreten. Bei einem Kind in diesem Alter und ohne vorherige negative Anhaltspunkte 
reicht es, wenn in einem Abstand von 15 bis30 Minuten das Verhalten der Kinder überprüft wird. Die 
im Garten befindlichen Kinder seien in diesem Fall von einer Mitarbeiterin vom Gruppenraum aus 
beaufsichtigt worden. Die Kinder seien auch regelmäßig darüber belehrt worden, dass grundsätzlich 
keine Gegenstände über den Zaun geworfen werden dürfen. Dies sei im Kindergarten eine feste 
Regel. (ctw) 

Urteil vom 01.12.2015 Aktenzeichen 133 C 20101/15 

Vom Arbeitgeber bezahlte Knöllchen sind nicht steuerpflichtig 

Ein Paketzusteller hat für seine Fahrer dort, wo er keine Ausnahmegenehmigung zum kurzfristigen 
Parken bekommt, die Verwarnungsgelder 
übernommen. Das rief das Finanzamt auf den 
Plan. 
  
Wenn ein Chef seinen Angestellten die Knöllchen bezahlt, 
ist das kein Arbeitslohn Foto: Picture Alliance/dpa/Arno 
Burgi 
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Düsseldorf. Paketdienste müssen die Knöllchen für Falschparken der Zusteller nach Ansicht des 
Finanzgerichts Düsseldorf nicht als Arbeitslohn versteuern. Über ein entsprechendes Urteil (Az. 1 K 
2470/14 L) berichtete das Gericht am Mittwoch. Das Gericht stellte sich damit gegen ein Finanzamt, 
das die Verwarnungsgelder - dem Bundesfinanzhof folgend - als Arbeitslohn der Fahrer eingestuft 
hatte. Der gegen das Finanzamt klagende Paketzustelldienst übernimmt dort, wo er keine 
Ausnahmegenehmigung zum kurzfristigen Parken bekommt, die Verwarnungsgelder. Dies 
gewährleiste einen reibungslosen Betriebsablauf. Das Unternehmen erfülle mit der Zahlung lediglich 
eine eigene Verbindlichkeit. Zwar hätten die Fahrer die Ordnungswidrigkeit begangen, die 
Verwarnungsgelder seien jedoch gegen das Unternehmen als Halterin der Wagen festgesetzt worden. 
Das Unternehmen habe auch keine Regressansprüche gegenüber den Fahrern. Das Finanzgericht 
ließ die Revision zum Bundesfinanzhof zu. (dpa) 

Urteil wegen fahrlässiger Tötung rechtskräftig 

Ein Urteil des Amtsgerichts Grimma gegen einen Lkw-Fahrer, der wegen fahrlässiger Tötung 
angeklagt war, ist rechtskräftig. 
 
Das Urteil gegen einen Lkw-Fahrer wegen fahrlässiger 
Tötung ist rechtskräftig Foto: Picture Alliance 

Grimma. Das Urteil des Amtsgerichts Grimma 
gegen einen Lkw-Fahrer wegen fahrlässiger 
Tötung ist rechtskräftig. Weder der Angeklagte 
noch dessen Verteidiger oder die 
Staatsanwaltschaft hätten gegen den 
Urteilsspruch Rechtsmittel eingelegt, teilte das 
Gericht am Freitag mit. Der Lkw-Fahrer war für 
schuldig erklärt worden, im Mai vergangenen 
Jahres auf der Autobahn 14 (Dreieck Nossen-
Magdeburg) einen Unfall verursacht zu haben, 
bei dem ein Mensch getötet und fünf weitere verletzt wurden. Er war deswegen zu einer 
Freiheitsstrafe auf Bewährung und einer Geldstrafe von 500 Euro verurteilt worden. (dpa) 
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